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An den  
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn André Kupper MdL 
Platz des Landtags 1 
40211 Düsseldorf 
 
 
 
 
 
 
Sitzung des Integrationsausschusses am 17.05.2023 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

für die o.g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zur 
Umsetzung der Ergebnisse des Migrationsgipfels in Nordrhein-Westfalen  

gebeten worden. 

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende zur Information 
der Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Josefine Paul 
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 Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 

Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen  

Sitzung des Integrationsausschusses am 17.05.2023 

„Umsetzung der Ergebnisse des Migrationsgipfels in Nordrhein-

Westfalen“ 

_________________________________________________________ 

Nach dem Ergebnis der Konferenz der Ministerpräsidentinnen und -prä-

sidenten (MPK) mit dem Bundeskanzler vom 10. Mai 2023 stellt der Bund 

den Ländern weitere Mittel in Höhe von 1 Mrd. EUR für das Jahr 2023 zur 

Verfügung. Der Landesanteil NRW beträgt 21,54 % = 215,4 Mio. EUR.  

 

Die Umsetzung der Ergebnisse der MPK in Nordrhein-Westfalen steht 

unter dem Vorbehalt der Entscheidung der Landesregierung sowie der 

konkreten Ausgestaltung durch den Bundesgesetzgeber soweit bundes-

gesetzliche Regelungen berührt oder notwendig sind.  

 

 

Diese bleiben abzuwarten. 

 

Aktuell werden den Kommunen die nach Art. 2 des Gesetzes zur Ände-

rung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes und zu Ausgleichszahlungen 

für geduldete Personen vom 9. November 2021 vorgesehenen 100 Mio. 

EUR für geduldete Personen ausgezahlt. 

 

  


